
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 4. Juli 2011 

 
 
 

Mandantenbrief Juli 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Gesetzgebung | Steuerliche Anreize für energetische Wohngebäudesanierung 

· Keine fortdauernde Einkünfteerzielungsabsicht bei der Veräußerung einer vermieteten Immobilie 
 

Lohn und Gehalt 
· Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 

 
Umsatzsteuer 

· Nachhaltige intensive Verkaufstätigkeit bei eBay ist umsatzsteuerpflichtig 
· Hinweis der EU-Kommission zur Vergabe von MwSt-Identifikationsnummern 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juli und August 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.7.20111 10.8.20112 
Umsatzsteuer 11.7.20113 10.8.20114 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.7.2011 15.8.2011 

7.7.2011 6.8.2011 

Gewerbesteuer Entfällt 15.8.20117 
Grundsteuer Entfällt 15.8.20117 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

18.8.20117 
 

11.8.2011 

Sozialversicherung8 27.7.2011 29.8.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 In Bundesländern, in denen der 15.8.2011 ein Feiertag ist, gilt der 16.8.2011 als Fälligkeitstermin mit einer Schonfrist 
19.8.2011. 

8 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.7./25.8.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

Einkommensteuer 

Gesetzgebung | Steuerliche Anreize für energetische Wohngebäudesanierung 
 
Die Bundesregierung hat steuerliche Anreize für energetische Wohngebäudesanierungen beschlos-
sen. Hiernach sollen Steuerpflichtige jährlich zehn Prozent der Aufwendungen für Sanierungsmaß-
nahmen steuermindernd geltend machen können. 
 
Hierzu wird weiter ausgeführt: Der Gesetzentwurf sieht eine steuerliche Förderung von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden vor. Gefördert werden sollen Gebäude, die vor 1995 ge-
baut wurden. Voraussetzung für die Förderung sei, dass mit der Sanierung der Energiebedarf des 
Gebäudes erheblich verringert wird. Dies soll durch eine Bescheinigung eines Sachverständigen 
nachgewiesen werden. Steuerpflichtige sollen hiernach jährlich zehn Prozent der Aufwendungen für 
die Sanierungsmaßnahmen über einen Zeitraum von zehn Jahren steuermindernd geltend machen 
können. Dies gelte jedoch nur für den Fall, dass sie ihre Gebäude vermieten oder verpachten, also 
damit Einkünfte erzielen. Steuerpflichtige, die das Objekt selbst nutzen, sollen die Aufwendungen 
jedoch wie Sonderausgaben in gleicher Weise geltend machen können. Das Gesetz soll am 1.1.2012 
in Kraft treten. Es bedarf der Zustimmung des Bundesrates. 
 
Hinweis: Die Bundesregierung hat am 6.6.2011 mehrere Kabinettsbeschlüssen verabschiedet, mit 
denen sie die sog. Energiewende auf den Weg bringen möchte. Neben den steuerlichen Anreizen ist 
im Energiekonzept u.a. eine Aufstockung der Mittel für das CO2-Gebäudesanierungsprogramm vor-
gesehen. Weitere Einzelheiten zu den Kabinettsbeschlüssen finden Sie auf den Internetseiten der 
Bundesregierung.  

Keine fortdauernde Einkünfteerzielungsabsicht bei der Veräußerung einer vermieteten Immobi-
lie 
Will man Verluste aus der Vermietung von Immobilien steuerlich geltend machen, dann sind etliche 
Bedingungen zu erfüllen, die man mit einplanen muss. Schon der kleinste Fehler kann zur Versagung 
von Verlusten führen, wie der folgende Fall zeigt: 
Ein Notar erwarb im November 1992 zwei unbebaute Grundstücke, die er vom Verkäufer mit zwei 
Reihenhausdoppelhälften bebauen ließ. Diese vermietete er ab September 1993. Im Dezember 1993 
verkaufte er diese Grundstücke an eine Grundstücksgesellschaft in der Rechtsform einer GmbH & Co. 
KG, an der er selbst mit einer Einlage von 416.000 DM beteiligt war. 
Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung von Verlusten aus der Vermietung der Grundstücke bei 
der Einkommensteuerveranlagung mit der Begründung ab, der Notar habe keine 
Einkünfterzielungsabsicht gehabt. Dem folgte auch der Bundesfinanzhof. Gegen die 
Einkünfteerzielungsabsicht spreche der Verkauf innerhalb von fünf Jahren nach der Anschaffung. 
Dabei spiele es auch keine Rolle, dass er nach dem Verkauf weiterhin Einkünfte aus der Vermietung 
der Grundstücke über die Beteiligung erziele. 

Durchgangserwerb und wirtschaftliches Eigentum in logischer Sekunde 
Ein zivilrechtlicher Durchgangserwerb hat nicht zwangsläufig auch einen steuerrechtlichen Durch-
gangserwerb zur Folge. Für die Zurechnung des steuerlich maßgebenden wirtschaftlichen Eigentums 
in der sogenannten logischen Sekunde kommt es entscheidend auf das wirtschaftlich Gewollte an. Die 
Problematik macht nachfolgend geschilderter Fall deutlich: 
Der Erwerber einer 15 %- igen Beteiligung an einer GmbH räumte seiner Ehefrau vor Erwerb der An-
teile eine atypische Unterbeteiligung an dem Geschäftsanteil ein. Die Unterbeteiligung umfasst eine 
Quote von 5,1 % am Stammkapital der Gesellschaft. Nach Veräußerung des Anteils vertrat das Fi-
nanzamt die Auffassung, der Ehemann habe eine wesentliche Beteiligung veräußert. Man ging davon 
aus, dass er zum Zeitpunkt der Veräußerung noch als wirtschaftlicher Eigentümer der Unterbeteili-
gung seiner Ehefrau anzusehen gewesen wäre und damit erst in der logischen Sekunde nach Erwerb 
das Eigentum an der Unterbeteiligung seiner Ehefrau verschaffen konnte. Die vertragliche und steuer-
lich anzuerkennende Vereinbarung mit der Ehefrau bewirkte jedoch, dass das wirtschaftliche Eigen-
tum an der eingeräumten Unterbeteiligung bereits mit Vertragsabschluss auf diese übergegangen 
war. Folglich hatte der Ehemann auch nur 9,9 % am Stammkapital und damit keine wesentliche Betei-
lung (Rechtsstand bis 31.12.2000) veräußert. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 



 
Zugaben als abzugsfähige Betriebsausgaben 
Zugaben sind keine Geschenke. Eine Beschränkung der Abzugsfähigkeit solcher Aufwendungen, wie 
dies bei Geschenken der Fall ist, kommt nicht in Betracht. Folgender Fall dazu: 
Eine Fondsgesellschaft vertrieb Anteile an einem Immobilienfonds, die u. a. auch in Gebäudekomple-
xe mit Theatern investierte. Die Gesellschaft lud Anleger dieser Fonds zu verschiedenen Veranstal-
tungen in einem dieser Theater ein. Das Finanzamt ging hier von Geschenken und damit nicht ab-
zugsfähigen Betriebsausgaben aus, weil die Wertgrenzen für Geschenke überschritten waren. 
Die Aufwendungen für die Theaterveranstaltung sind jedoch keine Geschenke, da zwischen den Ver-
anstaltungen und der Beteiligung an den Fonds ein unmittelbarer Zusammenhang besteht. Es handelt 
sich hier vielmehr um Zugaben, die in voller Höhe als Betriebsausgaben abzugsfähig sind. Ob diese 
wettbewerbsrechtlich erlaubt oder verboten sind, spielt dabei keine Rolle. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Fälligkeit der Tantieme eines beherrschenden GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführers 
Der steuerlich relevante Zeitpunkt für Arbeitslohn und sonstige Bezüge ist grundsätzlich der Zufluss, 
sei es durch Barauszahlung oder durch Gutschrift auf einem Konto. Bei beherrschenden GmbH-
Gesellschafter-Geschäftsführern gilt unabhängig von Auszahlung oder Gutschrift eine Zuflussfiktion, 
wenn die Forderung des Gesellschafters gegen „seine“ Kapitalgesellschaft eindeutig, unbestritten und 
fällig ist. Eine fällige Tantieme des beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers gilt allerdings nur 
dann als zugeflossen, wenn sie sich bei der Ermittlung des Einkommens der Kapitalgesellschaft aus-
gewirkt hat, z. B. durch eine Rückstellung. Darüber hinaus kann vom Grundsatz, dass der Anspruch 
auf eine Tantieme mit Feststellung des Jahresabschlusses fällig wird, abgewichen werden. Dazu be-
darf es einer zivilrechtlich wirksamen und fremdüblichen vertraglichen Vereinbarung. Eine Regelung, 
wonach die Tantieme wegen der erforderlichen Bereitstellung der Liquidität erst drei Monate nach 
Feststellung des Jahresabschlusses fällig wird, ist als fremdüblich anzuerkennen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 
Lohn und Gehalt 
 
Ermäßigter Steuersatz bei Abfindungszahlungen in Teilbeträgen 
Voraussetzung für die Anwendung eines ermäßigten Steuersatzes ist eine Zusammenballung von 
Einkünften. Eine solche Zusammenballung ist z. B. dann nicht gegeben, wenn die Auszahlung in meh-
reren Kalenderjahren erfolgt. 
Dass davon abgewichen werden kann, zeigt folgender Fall: Arbeitnehmer und Arbeitgeber hatten im 
Rahmen eines Auflösungsvertrags eine einmalige Abfindung von 77.788 EUR brutto vereinbart. Diese 
Abfindungszahlung wurde vom Arbeitgeber in zwei Teilbeträgen ausbezahlt, und zwar im Juni 2005 in 
Höhe von 10.000 EUR (davon waren nach Abzug des steuerfreien Betrags 2.800 EUR zu versteuern) 
und 2006 in Höhe des Restbetrags von 67.788 EUR. Das Finanzamt war der Auffassung, dass hier 
eine Zusammenballung von Einkünften nicht mehr gegeben sei und unterwarf die Abfindungszahlung 
im Januar 2006 dem vollen Steuersatz. 
Der Bundesfinanzhofs hat seine bisherige Rechtsprechung ergänzt. Nach dem Zweck der Vorschrift 
im Einkommensteuergesetz sei der ermäßigte Steuersatz auch dann anwendbar, wenn dem Steuer-
bürger in einem Jahr nur ein geringer Teil der Abfindung, die Hauptentschädigungsleistung im nächs-
ten Jahr in einem Betrag ausgezahlt wird. 
Außerordentliche Einkünfte seien solche, deren Zufluss in einem Veranlagungszeitraum zu einer für 
den Steuerbürger im Vergleich zu seiner regelmäßigen Besteuerung einmaligen und außergewöhnli-
chen Progressionsbelastung führt. Diese abzumildern sei Zweck der Vorschrift im Einkommensteuer-
gesetz. 

Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 
Während der Ferien können Schüler unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu 
werden. Voraussetzung ist, dass die Beschäftigung im Voraus auf maximal zwei Monate oder 
50 Arbeitstage im Kalenderjahr befristet ist. Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 
fallen bei diesen kurzfristigen Beschäftigungen ebenfalls nicht an, weil es sich nicht um sogenannte 
Minijobs handelt. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Ar-
beitsentgelt von bis zu 400 EUR im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sogenannten Minijobs 
anzuwenden. 
Beispiel: Schüler Max arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 18.7. bis 31.8.2011 in einer Firma 
und erhält dafür ein Entgelt von 800 EUR. Es entsteht keine Sozialversicherungspflicht, weil er weni-



 
ger als 50 Tage gearbeitet hat. Ab 1.10.2011 arbeitet er für monatlich 400 EUR. Ab diesem Tag hat 
der Arbeitgeber die pauschalen Beiträge sowie die Umlagen an die Knappschaft Bahn-See zu entrich-
ten. 

 

Umsatzsteuer 

Nachhaltige intensive Verkaufstätigkeit bei eBay ist umsatzsteuerpflichtig 
Umsatzsteuerrechtlich ist Unternehmer, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig 
ausübt. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch 
wenn die Absicht, Gewinn zu erzielen, fehlt. Eine Tätigkeit wird nachhaltig ausgeübt, wenn sie auf 
Dauer zur Erzielung von Einnahmen angelegt ist. Kriterien, die für eine Nachhaltigkeit sprechen kön-
nen, sind insbesondere mehrjährige Tätigkeit, planmäßiges Handeln, auf Wiederholung angelegte 
Tätigkeit. 
Wird die Internet-Auktionsplattform eBay auf längere Dauer und mit erheblicher Intensität dazu ge-
nutzt, eine Vielzahl von Gegenständen (im Urteilsfall 1.200 Verkäufe in drei Jahren) zu veräußern, 
unterliegen die erzielten Einnahmen der Umsatzsteuer. Dies gilt auch dann, wenn die Gegenstände 
ursprünglich zum Auf- und Ausbau einer privaten Sammlung erworben wurden. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg 
 
EU-Indirekte Steuern 
Hinweis der EU-Kommission zur Vergabe von MwSt-Identifikationsnummern 
DATEV Informationsbüro Brüssel, Kurzbeitrag vom 30.05.2011 
Die EU-Kommission weist alle Steuerpflichtigen darauf hin, dass MwSt-Identifikationsnummern nur 
von Steuerverwaltungen vergeben werden dürfen. Hintergrund ist, dass Unternehmen aus verschie-
denen Mitgliedstaaten Angebote in Form eines offiziellen EU-Dokuments erhalten haben, eine gültige 
MwSt-Identifikationsnummer gegen Vorauszahlung zu kaufen. 

 


